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Verbindlichere inklusive Jugendhilfe
- 1 -

 beim Schärfen eines inklusiven Selbstverständnisses

 Auftrag: Ermöglichung selbstbestimmter Teilhabe 
(§ 1 Abs. 3 Nr. 2 SGB VIII) 

 Ausgestaltung: Umsetzung gleichberechtigter Teilhabe, 
Abbau vorhandener Barrieren (§ 9 Nr. 4 SGB VIII)

 neues Behinderungsverständnis

 Definition von „jungen Menschen mit Behinderungen“ i.S.d. § 2 SGB IX 
(§ 7 Abs. 2 SGB VIII); entspricht Lebensweltorientierung der KJH

→ Diskrepanz zu § 35a SGB VIII ist gewollt, aber (menschenrechts)rechtswidrig

 barrierefreie Kommunikation („in einer für sie verständlichen, 
nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form “)

 in der Beteiligung/Beratung von jungen Menschen (§ 8 Abs. 4 SGB VIII),  allgemeinen 
Beratung (§ 10a Abs. 1 SGB VIII); Hilfeplanung (§ 36 Abs. 1 S. 2 SGB VIII); bei 
Inobhutnahmen (§ 42 Abs. 3 SGB VIII)
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 in der Kindertagesbetreuung (§ 22 Abs. 2, § 22a Abs. 4 SGB VIII)

 gemeinsame Förderung ohne Vorbehalt 
(nicht mehr „sofern der Hilfebedarf dies zulässt“)

 Zusammenarbeit mit JAmt und anderen Reha-Trägern im Falle 
gemeinsamer Betreuung (Planung, Konzeption, Finanzierung) 

Verbindlichere inklusive Jugendhilfe
- 2 -
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 in der Jugendarbeit (§ 11 Abs. 1 S. 2 SGB VIII)

 Sicherstellung der Zugänglichkeit und Nutzbarkeit der Angebote 
(Barrierefreiheit)

Verbindlichere inklusive Jugendhilfe
- 3 -
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 beim Schutzauftrag (§ 8a Abs. 4 S. 2, § 8b Abs. 3 SGB VIII)

 insoweit erfahrene Fachkraft soll auch den spezifischen 
Schutzbedürfnissen von jungen Menschen mit Behinderungen 
Rechnung tragen (Vereinbarungen sollen Kriterien für Qualifikation 
vorsehen) (Bange ForE 2020, 187-184)

Verbindlichere inklusive Jugendhilfe
- 4 -
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Inklusion als Qualitätsmerkmal von Leistungen (§ 79a S. 2 SGB VIII)

Um die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe zu erfüllen, haben die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität 
sowie geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung […] weiterzuentwickeln, 
anzuwenden und regelmäßig zu überprüfen. Dazu zählen auch Qualitätsmerkmale 
für die inklusive Ausrichtung der Aufgabenwahrnehmung und die Berücksichtigung 
der spezifischen Bedürfnisse von jungen Menschen mit Behinderungen…

→ auch Rückwirkung auf Leistungsvereinbarung (§ 78b Abs. 1 SGB VIII)

Inklusive Jugendhilfeplanung (§ 80 Abs. 2 Nr. 4 SGB VIII)

Einrichtungen und Dienste sollen so geplant werden, dass insbesondere

4.   junge Menschen mit Behinderungen oder von Behinderung bedrohte
junge Menschen mit jungen Menschen ohne Behinderung gemeinsam 
unter Berücksichtigung spezifischer Bedarfslagen gefördert werden können 

Verbindlichere inklusive Jugendhilfe
- 5 -
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Nahtstellen durch gemeinsame Planung 
(„Schnittstellenbereinigung“)
- 1 -

 Regelhafte Teilnahme der Jugendämter am 
Gesamtplanverfahren der Eingliederungshilfe (§ 10a Abs. 3 

SGB VIII, § 117 Abs. 6 SGB IX)

Begründung RegE KJSG, S. 137:

„Dabei geht es insbesondere um die Berücksichtigung der Spezifika der 
Lebensphase Kindheit und Jugend … insb. auch das Beziehungsgefüge der 
Familie insgesamt“

„Die beratene Mitwirkung bezieht sich nicht [auf das Jugendamt] in seiner 
Funktion als Reha-Träger. [Es] hat vielmehr seine Expertise in Wahrnehmung 
seines [§ 1 SGB VIII-]Auftrags […] einzubringen, um zur Bedarfsgerechtigkeit
der nach dem SGB IX […] zu gewährenden Leistungen der Eingliederungshilfe
beizutragen“
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Nahtstellen durch gemeinsame Planung 
(„Schnittstellenbereinigung“)
- 2 -

§ 36b SGB VIII. Zusammenarbeit beim Zuständigkeitsübergang

(2) Abweichend von Absatz 1 werden bei einem Zuständigkeitsübergang vom Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe auf einen Träger der Eingliederungshilfe rechtzeitig im Rahmen eines 
Teilhabeplanverfahrens nach § 19 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch die Voraussetzungen 
für die Sicherstellung einer nahtlosen und bedarfsgerechten Leistungsgewährung nach dem 
Zuständigkeitsübergang geklärt. Die Teilhabeplanung ist frühzeitig, in der Regel ein Jahr vor 
dem voraussichtlichen Zuständigkeitswechsel, vom Träger der Jugendhilfe einzuleiten. Mit 
Zustimmung des Leistungsberechtigten oder seines Personensorgeberechtigten ist eine 
Teilhabeplankonferenz nach § 20 des Neunten Buches durchzuführen. Stellt der beteiligte 
Träger der Eingliederungshilfe fest, dass seine Zuständigkeit sowie die Leistungsberechtigung 
absehbar gegeben sind, soll er entsprechend § 19 Absatz 5 des Neunten Buches die 
Teilhabeplanung vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernehmen. Dies beinhaltet gemäß 
§ 21 des Neunten Buches auch die Durchführung des Verfahrens zur Gesamtplanung nach den 
§§ 117 bis 122 des Neunten Buches.

 „rechtzeitig“: gemeinsames Teilhabeplanverfahren (§ 19 SGB IX) zur 
Sicherstellung einer nahtlosen und bedarfsgerechten Leistungsgewährung 
nach Zuständigkeitsübergang (in der Regel 1 Jahr vorher)

 Übernahme der Planungsverantwortung durch Eingliederungshilfeträger, 
wenn er seine Zuständigkeit + Leistungsberechtigung für danach feststellt
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kreative Ideen gefragt

Verfahrenslotse (§ 10b SGB VIII)

Abs. 1

 Anspruch auf unabhängige Unterstützung und Begleitung bei 
Antragstellung, Verfolgung und Wahrnehmung der Leistungen der 
Eingliederungshilfe

Abs. 2

 Unterstützung des JAmts bei der Zusammenführung der 
Leistungen der Eingliederungshilfe in seine Zuständigkeit über 
halbjährliche Berichte (v.a. über strukturelle Zusammenarbeit mit 
anderen Stellen und öffentl. Einrichtungen, v.a. anderen Reha-
Trägern)
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auf „halbem“ Weg nochmal Verstärkung…

Verfahrenslotse (§ 10b SGB VIII)

Begründung RegE KJSG, S. 83:

„Der Anspruch auf einen Verfahrenslotsen erweitert den Beratungsanspruch 
[…] und nimmt auf die fachlichen und verfahrensrechtlichen 
Herausforderungen aus dem Bereich der Leistungen der Eingliederungshilfe […] 
besondere Rücksicht. Zugleich wird durch dessen Etablierung die Bedeutung 
und Verantwortlichkeit des örtlichen Trägers für die Einleitung des 
Veränderungsprozesses hin zur sog. ‚inklusiven Lösung‘ herausgestellt und 
durch personelle Ressourcen unterstützt.“
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…nach der Reform ist vor der Reform...
begleitet/vorbereitet (auch) von Wissenschaft

§ 107 Abs. 1: Das BMFSFJ begleitet und untersucht

1. bis zum Inkrafttreten des Verfahrenslotsen

2. bis zum Inkrafttreten der Gesamtzuständigkeit am 1.1.2028

die Umsetzung der für die Ausführung dieser Regelungen jeweils notwendigen 
Maßnahmen in den Ländern. Bei der Untersuchung nach Nr. 2 findet das 
Bundesgesetz [Reform 2.0] besondere Berücksichtigung.

Begründung RegE KJSG, S. 129:

 breiter, strukturierter Dialogprozess (mit Ländern, Kommunen, Fachverbänden, 
Wissenschaft, Forschung aus KJH, Behinderten- und Gesundheitshilfe unter 
Einbeziehung junger Menschen, Eltern und Pflegeeltern)

 flankiert mit Studien zu konkreten Umsetzungsfragen und Projekten zur 
modellhaften Erprobung von Umsetzungsoptionen oder –schritten

 KJH als „lernendes System“, um dem Gesetzgeber Hinweise auf etwaige 
Veränderungsbedarfe und v.a. auf konkrete Regelungsbedarfe iRd Reform 2.0 zu 
geben
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…am Ende aber bitte ohne Veränderung

§ 107 Abs. 2: Das BMFSFJ untersucht in den Jahren 2022 bis 2024 die 

rechtlichen Wirkungen des § 10 Abs. 4 und legt dem BTag und BRat bis 31.12.2024 
einen Bericht über das Ergebnis der Untersuchung vor. Dabei sollen insbesondere 
die gesetzlichen Festlegungen des SGB VIII und IX 

…
untersucht werden mit dem Ziel, den leistungsberechtigten Personenkreis, Art 
und Umfang der Leistungen sowie den Umfang der Kostenbeteiligung […] nach 
dem am 1.1.2023 für die Eingliederungshilfe geltenden Recht beizubehalten […] 
sowie Hinweise auf die zu bestimmenden Inhalte des Bundesgesetzes zu geben.

Begründung RegE KJSG, S. 129:

„Mit den Ergebnissen der [prospektiven Gesetzesfolgenabschätzung] soll eine 
wissenschaftliche Grundlage geschaffen werden, die Inhalte des Bundesgesetzes 
passgenau zu bestimmen, um sicherzustellen, dass [alles wie bisher] beibehalten wird.“



sozialräumlich
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Koordination

§ 79 SGB VIII. Gesamtverantwortung, Grundausstattung

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen gewährleisten, dass zur Erfüllung 

der Aufgaben nach diesem Buch

2. die nach Nummer 1 vorgehaltenen Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen 

dem nach § 80 Absatz 1 Nummer 2 ermittelten Bedarf entsprechend zusammen-

wirken und hierfür verbindliche Strukturen der Zusammenarbeit aufgebaut und 

weiterentwickelt werden;

§ 80 SGB VIII. Jugendhilfeplanung

(2) Einrichtungen und Dienste sollen so geplant werden, dass insbesondere

3. ein dem nach Absatz 1 Nummer 2 ermittelten Bedarf entsprechendes 

Zusammenwirken der Angebote von Jugendhilfeleistungen in den Lebens- und 

Wohnbereichen von jungen Menschen und Familien sichergestellt ist,

 System Frühe Hilfen (§ 1 Abs. 4 KKG) durch alle Altersgruppen 
(„Präventionsketten“)
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Notsituationen (§ 20 SGB VIII)

§ 20 Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen

(1) Eltern haben einen Anspruch auf Unterstützung bei der Betreuung und 

Versorgung des im Haushalt lebenden Kindes, wenn

1. ein Elternteil, der für die Betreuung des Kindes überwiegend verantwortlich ist, 

aus gesundheitlichen oder anderen zwingenden Gründen ausfällt,

2. das Wohl des Kindes nicht anderweitig, insbesondere durch Übernahme der 

Betreuung durch den anderen Elternteil, gewährleistet werden kann,

3. der familiäre Lebensraum für das Kind erhalten bleiben soll und

4. Angebote der Förderung des Kindes in Tageseinrichtungen oder in 

Kindertagespflege nicht ausreichen.

 Ergebnis der Arbeitsgruppe Kinder psychisch- und suchtkranker Eltern (AG KpkE)

 Ausweitung auch auf Eltern mit psychischen Erkrankungen und 
Suchtmittelabhängigkeit
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Notsituationen (§ 20 SGB VIII)

§ 20 Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen

(3) § 36a Absatz 2 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass die niedrigschwellige 

unmittelbare Inanspruchnahme insbesondere zugelassen werden soll, wenn die Hilfe 

von einer Erziehungsberatungsstelle oder anderen Beratungsdiensten und -

einrichtungen nach § 28 zusätzlich angeboten oder vermittelt wird. In den 

Vereinbarungen entsprechend § 36a Absatz 2 Satz 2 sollen insbesondere auch die 

kontinuierliche und flexible Verfügbarkeit der Hilfe sowie die professionelle Anleitung 

und Begleitung beim Einsatz von ehrenamtlichen Patinnen und Paten sichergestellt 

werden.

 Weiterentwicklung der Erziehungsberatung

 strukturelle Klärung zwischen Jugendamt und EB (Anlässe, 
Abrechnung) → Vertrauen → Auswertung
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Notsituationen (§ 20 SGB VIII)

§ 20 Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen

(2) Unter der Voraussetzung, dass eine Vereinbarung nach Absatz 3 Satz 2 

abgeschlossen wurde, können bei der Betreuung und Versorgung des 

Kindes auch ehrenamtlich tätige Patinnen und Paten zum Einsatz kommen. 

Die Art und Weise der Unterstützung und der zeitliche Umfang der 

Betreuung und Versorgung des Kindes sollen sich nach dem Bedarf im 

Einzelfall richten.

 Ergebnis der Arbeitsgruppe Kinder psychisch- und suchtkranker 
Eltern (AG KpkE)
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Eigenständiger Beratungsanspruch

§ 8 SGB VIII. Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 

[...] 

(3) Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf Beratung ohne Kenntnis des 

Personensorgeberechtigten, solange durch die Mitteilung an den 

Personensorgeberechtigten der Beratungszweck vereitelt würde. § 36 des Ersten 

Buches bleibt unberührt. Die Beratung kann auch durch einen Träger der freien 

Jugendhilfe erbracht werden; § 36a Absatz 2 Satz 1 bis 3 gilt entsprechend.

(4) Beteiligung und Beratung von Kindern und Jugendlichen nach diesem Buch 

erfolgen in einer für sie verständlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren 

Form.

 Anachronismus aufgehoben

 Fachliche Anforderung der Einbeziehung der Erziehungsberechtigten bleibt

 Frage, wie Anspruch besser eingelöst werden kann, sucht Antworten in der Praxis
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Förderung der Erziehung

§ 16 SGB VIII. Allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie

(1) Müttern, Vätern, anderen Erziehungsberechtigten und jungen Menschen sollen Leistungen 

der allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie angeboten werden. Diese Leistungen 

sollen Erziehungsberechtigte bei der Wahrnehmung ihrer Erziehungsverantwortung 

unterstützen und dazu beitragen, dass Familien sich die für ihre jeweilige Erziehungs- und 

Familiensituation erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten insbesondere in Fragen von 

Erziehung, Beziehung und Konfliktbewältigung, von Gesundheit, Bildung, 

Medienkompetenz, Hauswirtschaft sowie der Vereinbarkeit von Familie und 

Erwerbstätigkeit aneignen können und in ihren Fähigkeiten zur aktiven Teilhabe und 

Partizipation gestärkt werden. Sie sollen auch Wege aufzeigen, wie Konfliktsituationen in der 

Familie gewaltfrei gelöst werden können.

(2) Leistungen zur Förderung der Erziehung in der Familie sind insbesondere 

1. Angebote der Familienbildung (…)

2. Angebote der Beratung in allgemeinen Fragen der Erziehung und Entwicklung junger 

Menschen,

3. Angebote der Familienfreizeit und der Familienerholung (…)

Dabei soll die Entwicklung vernetzter, kooperativer, niedrigschwelliger, partizipativer und 

sozialraumorientierter Angebotsstrukturen unterstützt werden.

 Niedrigschwelligkeit ausbauen – oh ja oder nicht mit mir?



modern
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Selbstvertretung

§ 4a SGB VIII. Selbstorganisierte Zusammenschlüsse zur Selbstvertretung

(1) Selbstorganisierte Zusammenschlüsse nach diesem Buch sind solche, in denen sich 

nicht in berufsständige Organisationen der Kinder- und Jugendhilfe eingebundene 

Personen, insbesondere Leistungsberechtigte und Leistungsempfänger nach diesem 

Buch[,] sowie ehrenamtlich in der Kinder- und Jugendhilfe tätige Personen nicht nur 

vorübergehend mit dem Ziel zusammenschließen, Adressatinnen und Adressaten der 

Kinder- und Jugendhilfe zu unterstützen, zu begleiten und zu fördern, sowie 

Selbsthilfekontaktstellen. Sie umfassen Selbstvertretungen sowohl innerhalb von 

Einrichtungen und Institutionen als auch im Rahmen gesellschaftlichen Engagements zur 

Wahrnehmung eigener Interessen sowie die verschiedenen Formen der Selbsthilfe.

(2) Die öffentliche Jugendhilfe arbeitet mit den selbstorganisierten Zusammenschlüssen 

zusammen, insbesondere zur Lösung von Problemen im Gemeinwesen oder innerhalb 

von Einrichtungen zur Beteiligung in diese betreffenden Angelegenheiten, und wirkt auf 

eine partnerschaftliche Zusammenarbeit mit diesen innerhalb der freien Jugendhilfe hin.

(3) Die öffentliche Jugendhilfe soll die selbstorganisierten Zusammenschlüsse nach 

Maßgabe dieses Buches anregen und fördern.
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Selbstvertretung

§ 4a SGB VIII. Selbstvertretung

 kommunale Satzung zum JHA ändern

 Klärung der Beteiligung in AG 78

 Entwicklung von Ideen zur Förderung der örtlichen und 
überörtlichen Selbstorganisation

 Wer könnte angeregt werden: Careleaver, Carereceiver, 
„jugendamtsgeschädigte“ Eltern, unbegleitet Geflüchtete etc.

 Förderung nach § 74 SGB VIII: Einzelförderung ohne weitere 
Voraussetzungen; und bei Dauerförderung?
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Ombudsstellen

§ 9a Ombudsstellen

In den Ländern wird sichergestellt, dass sich junge Menschen und ihre Familien zur 

Beratung in sowie Vermittlung und Klärung von Konflikten im Zusammenhang mit 

Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 und deren Wahrnehmung durch die 

öffentliche und freie Jugendhilfe an eine Ombudsstelle wenden können. Die hierzu 

dem Bedarf von jungen Menschen und ihren Familien entsprechend errichteten 

Ombudsstellen arbeiten unabhängig und sind fachlich nicht weisungsgebunden. § 17 

Absatz 1 bis Absatz 2a des Ersten Buches gilt für die Beratung sowie die Vermittlung 

und Klärung von Konflikten durch die Ombudsstellen entsprechend. Das Nähere 

regelt das Landesrecht.

 Länder in Verantwortung zur Gestaltung

 große Variationsbreite

 klare Präferenz für Organisation auf Landesebene
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Zusammenarbeit - fallübergreifend

§ 52 SGB VIII. Mitwirkung in Verfahren nach dem

Jugendgerichtsgesetz

(1) Das Jugendamt hat nach Maßgabe der §§ 38 und 50 Absatz 3 Satz 2 des 

Jugendgerichtsgesetzes im Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz mitzuwirken. 

Dabei soll das Jugendamt auch mit anderen öffentlichen Einrichtungen und 

sonstigen Stellen, wenn sich deren Tätigkeit auf die Lebenssituation des 

Jugendlichen oder jungen Volljährigen auswirkt, zusammenarbeiten, soweit 

dies zur Erfüllung seiner ihm dabei obliegenden Aufgaben erforderlich ist. Die 

behördenübergreifende Zusammenarbeit kann im Rahmen von gemeinsamen 

Konferenzen oder vergleichbaren gemeinsamen Gremien oder in anderen nach 

fachlicher Einschätzung geeigneten Formen erfolgen.

(2) Das Jugendamt hat frühzeitig zu prüfen, ob für den Jugendlichen oder den 

jungen Volljährigen Leistungen der Jugendhilfe oder anderer Sozialleistungsträger

in Betracht kommen. (…)

 fallübergreifende Zusammenarbeit – eigene Arbeitsformen?
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Zusammenarbeit – Fallkonferenzen

§ 52 SGB VIII. Mitwirkung in Verfahren nach dem

Jugendgerichtsgesetz

(1) Das Jugendamt hat nach Maßgabe der §§ 38 und 50 Absatz 3 Satz 2 des 

Jugendgerichtsgesetzes im Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz mitzuwirken. 

Dabei soll das Jugendamt auch mit anderen öffentlichen Einrichtungen und 

sonstigen Stellen, wenn sich deren Tätigkeit auf die Lebenssituation des 

Jugendlichen oder jungen Volljährigen auswirkt, zusammenarbeiten, soweit 

dies zur Erfüllung seiner ihm dabei obliegenden Aufgaben erforderlich ist. Die 

behördenübergreifende Zusammenarbeit kann im Rahmen von gemeinsamen 

Konferenzen oder vergleichbaren gemeinsamen Gremien oder in anderen nach 

fachlicher Einschätzung geeigneten Formen erfolgen.

(2) Das Jugendamt hat frühzeitig zu prüfen, ob für den Jugendlichen oder den 

jungen Volljährigen Leistungen der Jugendhilfe oder anderer Sozialleistungsträger

in Betracht kommen. (…)

 Sicherheits- und Strafverfolgungsinteresse (sowie daraus abgeleitete 
Erziehungsvorstellungen) und/oder Perspektiventwicklung

 Jugendhilfeperspektive ergänzen und stärken durch andere Sozialleistungsträger 
mit ihren Angeboten
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Hilfeplanung

§ 36b SGB VIII. Zusammenarbeit beim Zuständigkeitsübergang

(1) Zur Sicherstellung von Kontinuität und Bedarfsgerechtigkeit der 

Leistungsgewährung sind von den zuständigen öffentlichen Stellen, 

insbesondere von Sozialleistungsträgern oder Rehabilitationsträgern, rechtzeitig 

im Rahmen des Hilfeplans Vereinbarungen zur Durchführung des 

Zuständigkeitsübergangs zu treffen. Im Rahmen der Beratungen zum 

Zuständigkeitsübergang prüfen der Träger der öffentlichen Jugendhilfe und die 

andere öffentliche Stelle, insbesondere der andere Sozialleistungsträger oder 

Rehabilitationsträger, gemeinsam, welche Leistung nach dem 

Zuständigkeitsübergang dem Bedarf des jungen Menschen entspricht.

 rechtzeitig Vereinbarungen zur Durchführung des 
Zuständigkeitsübergangs

 Einbeziehung Eingliederungshilfe, Jobcenter, Arbeitsagentur, 
Sozialamt  etc.
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